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35. Bekanntmachung 

Aufgebot eines Sparkassenbuches 
Das Sparkassenbuch Nr. 300 809 415, ausgestellt von der Sparkasse Schwerte, wird hiermit für 
kraftlos erklärt. 

36. Bekanntmachung 

Aufgebot eines Sparkassenbuches 
Das Sparkassenbuch Nr. 300 824 521, ausgestellt von der Sparkasse Schwerte, wird hiermit für 
kraftlos erklärt. 

37. Bekanntmachung 

Aufgebot eines Sparkassenbuches 
Das Sparkassenbuch Nr. 309 235 000, ausgestellt von der Sparkasse Schwerte, wird hiermit für 
kraftlos erklärt. 

38. Bekanntmachung 

Aufgebot eines Sparkassenbuches 
Das Sparkassenbuch Nr. 400 810 966, ausgestellt von der Sparkasse Schwerte, ist verloren gegangen. 
Der Inhaber des Sparkassenbuches wird aufgefordert, innerhalb von drei Monaten vom Datum des 
Aufgebotes seine Rechte unter Vorlage des Sparkassenbuches bei der Sparkasse Schwerte geltend zu 
machen, da andernfalls das Buch für kraftlos erklärt wird. 

39. Bekanntmachung 

Aufgebot eines Sparkassenbuches 
Das Sparkassenbuch Nr. 400 813 960, ausgestellt von der Sparkasse Schwerte, wird hiermit für 
kraftlos erklärt. 

40. Bekanntmachung 

Aufgebot eines Sparkassenbuches 
Das Sparkassenbuch Nr. 400 813 176, ausgestellt von der Sparkasse Schwerte, wird hiermit für 
kraftlos erklärt. 
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41. Bekanntmachung 

Aufgebot eines Sparkassenbuches 
Das Sparkassenbuch Nr. 300 250 651, ausgestellt von der Sparkasse Schwerte, ist verloren gegangen. 
Der Inhaber des Sparkassenbuches wird aufgefordert, innerhalb von drei Monaten vom Datum des 
Aufgebotes seine Rechte unter Vorlage des Sparkassenbuches bei der Sparkasse Schwerte geltend zu 
machen, da andernfalls das Buch für kraftlos erklärt wird. 
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42. Bekanntmachung 

Entwässerungssatzung des Abwasserbetriebes Schwerte - Anstalt öffentlichen 
Rechts (AöR) - vom 01.04.2014 für die Stadt Schwerte  

Aufgrund der  

- §§ 7, 8, 9, 41 und 114a der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.7.1994 (GV.NW.1994, S. 666),  

- der §§ 60, 61 des Gesetzes zur Ordnung des Wasserhaushalts des Bundes (Wasserhaushaltsge-
setz - WHG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 31.7.2009 (BGBl. I 2009, S. 2585ff.), 

-  des § 53 Absatz (1 e) des Wassergesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (Landeswasser-
gesetz - LWG NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 25.6.1995 (GV.NW.1995, S. 
926), sowie  

der Verordnung zur Selbstüberwachung von Abwasseranlagen (Selbstüberwachungsverordnung 
Abwasser - SüwVO Abw) vom 17.10.2013 (GV.NRW.2013, S. 602) in Verbindung mit der Satzung 
der Stadt Schwerte für das Kommunalunternehmen "Abwasserbetrieb Schwerte - Anstalt öffentlichen 
Rechts (AöR)" vom 19.02.2009, jeweils in der zur Zeit gültigen Fassung, hat der Verwaltungsrat des 
Abwasserbetriebes Schwerte, Anstalt öffentlichen Rechts (AöR), im Folgenden "Abwasserbetrieb 
Schwerte" genannt, in seiner Sitzung am 24.03.2014 folgende Satzung beschlossen:  

§ 1 Allgemeines  
(1) In der Stadt Schwerte obliegt die Abwasserbeseitigungspflicht dem Abwasserbetrieb Schwerte. 

Der Abwasserbetrieb Schwerte bedient sich der Stadtentwässerung Schwerte GmbH als Erfül-
lungsgehilfe. Die sich aus der Satzung ergebenden Rechte und Pflichten werden durch die Stadt-
entwässerung Schwerte GmbH für den Abwasserbetrieb Schwerte wahrgenommen.  

(2) Die Abwasserbeseitigungspflicht umfasst das Sammeln, Fortleiten, Behandeln, Einleiten und 
Versickern des im Gemeindegebiet anfallenden Abwassers sowie die Übergabe des Abwassers an 
den Ruhrverband. Zur Abwasserbeseitigungspflicht gehören nach § 53 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 
- 7 LWG NRW insbesondere  

a) die Planung der abwassertechnischen Erschließung von Grundstücken, deren Bebaubarkeit 
nach Maßgabe des BauGB durch einen Bebauungsplan, einen Vorhaben- und Erschließungs-
plan oder eine Klarstellungs-, Entwicklungs- und Ergänzungssatzung begründet worden ist,  

b) das Sammeln und das Fortleiten des auf den Grundstücken des Gemeindegebietes anfallenden 
Abwassers sowie die Aufstellung und Fortschreibung von Plänen nach § 58 Absatz 1 Sätze 4 
und 5 LWG NRW,  

c) die Übergabe des gesammelten Abwassers an den Ruhrverband,  

d) die Errichtung und der Betrieb sowie die Erweiterung oder die Anpassung der für die Abwas-
serbeseitigung nach den Buchstaben b) und c) notwendigen Anlagen an die Anforderungen 
der §§ 54 ff. WHG und des § 57 LWG NRW,  

e) das Einsammeln und Abfahren des in Kleinkläranlagen anfallenden Schlammes und dessen 
Aufbereitung für die ordnungsgemäße Verwertung oder Beseitigung (§ 54 Absatz 2 Satz 2 
WHG); hierfür gilt die gesonderte Satzung des Abwasserbetriebes Schwerte – Anstalt öffent-
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lichen Rechts (AöR) – über die Entsorgung von Grundstücksentwässerungsanlagen (Klein-
kläranlagen, abflusslose Gruben) vom 01.04.2014,  

f) die Überwachung von Abwasserbehandlungsanlagen im Falle des § 53 Absatz 4 LWG NRW  

(3) Der Abwasserbetrieb Schwerte stellt zum Zweck der Abwasserbeseitigung in seinem Gebiet und 
zum Zweck der Verwertung oder Beseitigung der bei der gemeindlichen Abwasserbeseitigung an-
fallenden Rückstände die erforderlichen dezentralen und zentralen Anlagen als öffentliche Ein-
richtung zur Verfügung (öffentliche Abwasseranlagen).  Zur öffentlichen Abwasseranlage gehören 
auch dezentrale öffentliche Versickerungsanlagen für Niederschlagswasser. Die dezentralen und 
zentralen öffentlichen Abwasseranlagen bilden eine rechtliche und wirtschaftliche Einheit.  

(4) Art, Lage und Umfang der öffentlichen Abwasseranlage sowie den Zeitpunkt ihrer Herstellung, 
Erweiterung, Erneuerung, Änderung, Sanierung oder Beseitigung bestimmt der Abwasserbetrieb 
Schwerte im Rahmen der ihm obliegenden Abwasserbeseitigungspflicht.  

§ 2 Begriffsbestimmungen  
Im Sinne dieser Satzung bedeuten:  

1. Abwasser: Abwasser ist Schmutzwasser und Niederschlagswasser im Sinne des § 54 Absatz 1 
WHG.  

2. Schmutzwasser: Schmutzwasser ist nach § 54 Absatz 1 Satz 1 WHG das durch häuslichen, 
gewerblichen, landwirtschaftlichen oder sonstigen Gebrauch in seinen Eigenschaften veränderte 
und das bei Trockenwetter damit zusammen abfließende Wasser. Als Schmutzwasser gelten nach 
§ 54 Absatz 1 Satz 2 WHG auch die aus Anlagen zum Behandeln, Lagern und Ablagern von Ab-
fällen austretenden und gesammelten Flüssigkeiten.  

3. Niederschlagswasser: Niederschlagswasser ist das von Niederschlägen aus dem Bereich von 
bebauten oder befestigten Flächen gesammelt abfließende Wasser.  

4. Mischsystem: Im Mischsystem werden Schmutz- und Niederschlagswasser gemeinsam gesam-
melt und fortgeleitet. 

5. Trennsystem: Im Trennsystem werden Schmutz- und Niederschlagswasser getrennt gesammelt 
und fortgeleitet. 

6. Öffentliche Abwasseranlage:  

a) Zur öffentlichen Abwasseranlage gehören alle vom Abwasserbetrieb Schwerte selbst oder in 
seinem Auftrag betriebenen Anlagen, die dem Sammeln, Fortleiten, Behandeln und Einleiten 
und Versickern von Abwasser sowie der Verwertung oder Beseitigung der bei der gemeindli-
chen Abwasserbeseitigung anfallenden Rückstände dienen.  

b) Zur öffentlichen Abwasseranlage gehören auch die Anschlussstutzen der Anschlussleitungen 
an öffentlichen Sammelkanal nicht jedoch die Anschlussleitungen selbst.  

c) Nicht zur öffentlichen Abwasseranlage im Sinne dieser Satzung gehören Kleinkläranlagen und 
abflusslose Gruben, die in der Satzung des Abwasserbetriebes Schwerte – Anstalt öffentlichen 
Rechts (AöR) – über die Entsorgung von Grundstückentwässerungsanlagen vom 01.04.2014 
in der zur Zeit jeweils geltenden Fassung geregelt ist.  
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7. Anschlussleitungen: Unter Anschlussleitungen im Sinne dieser Satzung werden Grundstücks- 
und Hausanschlussleitungen verstanden. Sie sind im Sinne dieser Satzung kein Bestandteil der öf-
fentlichen Abwasseranlage. Grundstücksanschlussleitungen sind die Leitungen von der öffentli-
chen Abwasseranlage bis zur Grenze des jeweils anzuschließenden Grundstücks. Hausanschluss-
leitungen sind Leitungen von der privaten Grundstücksgrenze bis zu dem Gebäude oder dem Ort 
auf dem Grundstück, wo das Abwasser anfällt. Zu den Hausanschlussleitungen gehören auch Lei-
tungen unter der Bodenplatte des Gebäudes auf dem Grundstück, auf dem Abwasser anfällt sowie 
Schächte und Inspektionsöffnungen.  

8. Anschlussstutzen: Anschlussstutzen sind die unmittelbaren Anbindungen der Anschlussleitungen 
an den öffentlichen Sammelkanal (Abzweigformstück, Sattelstück u. ä.). Anschlussstutzen sind 
ein Bestandteil der öffentlichen Abwasseranlage. 

9. Haustechnische Abwasseranlagen: Haustechnische Abwasseranlagen sind die Einrichtungen 
innerhalb und an zu entwässernden Gebäuden, die der Sammlung, Vorbehandlung, Prüfung, 
Rückhaltung und Ableitung des Abwassers auf dem Grundstück dienen (zum Beispiel Abwasser-
rohre im Gebäude, Dachrinnen, Hebeanlage). Sie gehören nicht zur öffentlichen Abwasseranlage.  

10. Abscheider/Abscheideanlage: Abscheider sind Fettabscheider, Leicht- und Schwerflüssigkeits-
abscheider, Stärkeabscheider und ähnliche Vorrichtungen, die das Eindringen schädlicher Stoffe 
in die öffentliche Abwasseranlage durch Abscheiden aus dem Abwasser verhindern.  

11. Abscheidegut: Flüssige Inhalte eines Abscheiders.  

12. Anschlussnehmer: Anschlussnehmer ist der Eigentümer eines Grundstücks, das an die öffentliche 
Abwasseranlage angeschlossen ist. § 20 Absatz 1 gilt entsprechend.  

13. Indirekteinleiter: Indirekteinleiter ist derjenige Anschlussnehmer, der Abwasser in die öffentli-
che Abwasseranlage einleitet oder sonst hineingelangen lässt (vergleiche § 58 WHG).  

14. Grundstück: Grundstück ist unabhängig von der Eintragung im Grundbuch jeder zusammenhän-
gende Grundbesitz, der eine selbstständige wirtschaftliche Einheit bildet. Befinden sich auf einem 
Grundstück mehrere bauliche Anlagen, so kann der Abwasserbetrieb Schwerte für jede dieser An-
lagen die Anwendung der für Grundstücke maßgeblichen Vorschriften dieser Satzung verlangen.  

§ 3 Anschluss- und Benutzungsrecht  
(1) Jeder Eigentümer eines im Gebiet der Stadt Schwerte liegenden Grundstücks ist vorbehaltlich der 

Einschränkungen in dieser Satzung berechtigt, vom Abwasserbetrieb Schwerte das Recht zum An-
schluss seines Grundstücks an die bestehende öffentliche Abwasseranlage zu verlangen (An-
schlussrecht).  

(2) Nach der betriebsfertigen Herstellung der Anschlussleitung hat der Anschlussnehmer vorbehalt-
lich der Einschränkungen in dieser Satzung und unter Beachtung der technischen Bestimmungen 
für den Bau und den Betrieb der haustechnischen Abwasseranlagen das Recht, das auf seinem 
Grundstück anfallende Abwasser in die öffentliche Abwasseranlage einzuleiten (Benutzungs-
recht).  

(3) Das Anschlussrecht erstreckt sich grundsätzlich auch auf das Niederschlagswasser.  



 

   64 

§ 4 Begrenzung des Anschlussrechts  
(1) Das Anschlussrecht erstreckt sich nur auf solche Grundstücke, die an eine betriebsfertige und 

aufnahmefähige öffentliche Abwasseranlage angeschlossen werden können. Dazu muss die öffent-
liche Abwasserleitung in unmittelbarer Nähe des Grundstücks oder auf dem Grundstück verlaufen. 
Eine öffentliche Abwasserleitung verläuft auch dann in unmittelbarer Nähe des Grundstücks, 
wenn über einen öffentlichen oder privaten Weg ein unmittelbarer, durch Baulast gesicherter Zu-
gang zu einer Straße besteht, in welcher ein öffentlicher Kanal verlegt ist. Der Abwasserbetrieb 
Schwerte kann den Anschluss auch in anderen Fällen zulassen, wenn hierdurch das öffentliche 
Wohl nicht beeinträchtigt wird.  

(2) Der Abwasserbetrieb Schwerte kann den Anschluss versagen, wenn die Voraussetzungen des § 53 
Absatz 4 S. 1 LWG NRW zur Übertragung der Abwasserbeseitigungspflicht auf Antrag des Ab-
wasserbetriebes Schwerte auf den privaten Grundstückseigentümer durch die untere Wasserbehör-
de erfüllt sind. Dieses gilt nicht, wenn sich der Grundstückseigentümer bereit erklärt, die mit dem 
Anschluss verbundenen Mehraufwendungen zu tragen.  

(3) Der Anschluss ist ausgeschlossen, soweit der Abwasserbetrieb Schwerte von der Abwasserbeseiti-
gungspflicht befreit ist.  

(4) Das Anschlussrecht besteht nicht für Niederschlagswasser von Grundstücken, bei denen die 
Pflicht zur Beseitigung des Niederschlagswassers gemäß § 53 Absatz 3 a S. 1 LWG dem Eigen-
tümer des Grundstücks obliegt. Darüber hinaus ist der Anschluss des Niederschlagswassers nicht 
ausgeschlossen, wenn der Abwasserbetrieb Schwerte von der Möglichkeit des § 53 Absatz 3 a S. 2 
LWG Gebrauch macht.  

§ 5 Begrenzung des Benutzungsrechts  
(1) In die öffentliche Abwasseranlage dürfen solche Stoffe und Abwässer nicht eingeleitet werden, die 

aufgrund ihrer Inhaltsstoffe  

- die öffentliche Sicherheit oder Ordnung gefährden oder das in der öffentlichen Abwasseranla-
ge beschäftige Personal gefährden oder gesundheitlich beeinträchtigen oder  

- die Abwasseranlage in ihrem Bestand angreift oder ihre Funktionsfähigkeit oder Unterhaltung 
gefährdet, erschwert oder behindert oder  

- den Betrieb der Abwasserbehandlung erheblich erschweren oder verteuern oder  
- die Klärschlammbehandlung, -beseitigung oder -verwertung beeinträchtigen oder verteuern 

oder  
- die Abwasserreinigungsprozesse in der Abwasserbehandlungsanlage so erheblich stören, dass 

dadurch die Anforderungen der wasserrechtlichen Einleitungserlaubnis nicht eingehalten wer-
den können.  

(2) In die öffentliche Abwasseranlage dürfen insbesondere nicht eingeleitet werden:  

- feste Stoffe, auch in zerkleinertem Zustand, die zu Ablagerungen oder Verstopfungen in der 
Kanalisation führen können;  

- Schlämme aus Neutralisations-, Entgiftungs- und sonstigen privaten Behandlungsanlagen;  
- Abwässer und Schlämme aus Anlagen zur örtlichen Abwasserbeseitigung, insbesondere aus 

Kleinkläranlagen, abflusslosen Gruben, Sickerschächten, Schlammfängen und gewerblichen 
Sammelbehältern, soweit sie nicht in eine für diesen Zweck vorgesehene gemeindliche Einlei-
tungsstelle eingeleitet werden;  

- flüssige Stoffe, die im Kanalnetz erhärten können, sowie Stoffe, die nach Übersättigung im 
Abwasser in der Kanalisation ausgeschieden werden und zu Abflussbehinderungen führen 
können;  
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- nicht neutralisierte Kondensate aus erd- und flüssiggasbetriebenen Brennwertanlagen mit einer 
Nennwärmeleistung von mehr als 200 KW;  

- radioaktives Abwasser;  
- Inhalte von Chemietoiletten;  
- nicht desinfiziertes Abwasser aus Infektionsabteilungen von Krankenhäusern und medizini-

schen Instituten;  
- flüssige Stoffe aus landwirtschaftlicher Tierhaltung wie Gülle und Jauche;  
- Silagewasser;  
- Grund-, Drainage- und Kühlwasser;  
- Blut aus Schlachtungen;  
- gasförmige Stoffe und Abwasser, das Gase in schädlichen Konzentrationen freisetzen kann;  
- feuergefährliche und explosionsfähige Stoffe sowie Abwasser, aus dem explosionsfähige Gas-

Luft-Gemische entstehen können;  
- Emulsionen von Mineralölprodukten;  
- Medikamente und pharmazeutische Produkte.  

(3) Abwasser darf nur eingeleitet werden, wenn die Grenzwerte der im Merkblatt DWA-M 115-2 in 
der jeweils gültigen Fassung aufgeführten Stoffe an der Übergabestelle zur öffentlichen Abwas-
seranlage nicht überschritten sind. Eine Verdünnung oder Vermischung des Abwassers mit dem 
Ziel, diese Grenzwerte einzuhalten, darf nicht erfolgen.  

(4) Der Abwasserbetrieb Schwerte kann im Einzelfall Schadstofffrachten, Volumenstrom und/oder 
Konzentrationen von Inhaltsstoffen festlegen. Er kann das Benutzungsrecht davon abhängig ma-
chen, dass auf dem Grundstück eine Vorbehandlung oder eine Rückhaltung und dosierte Einlei-
tung des Abwassers erfolgt.  

(5) Eine Einleitung von Abwasser in die öffentliche Abwasseranlage auf anderen Wegen als über die 
Anschlussleitung eines Grundstückes darf nur mit Einwilligung des Abwasserbetriebes Schwerte 
erfolgen.  

(6) Die Benutzung der öffentlichen Abwasseranlage ist ausgeschlossen, soweit der Abwasserbetrieb 
Schwerte von der Abwasserbeseitigungspflicht befreit ist.  

(7) Der Abwasserbetrieb Schwerte kann auf Antrag befristete, jederzeit widerrufliche Befreiungen 
von den Anforderungen der Absätze 2 bis 6 erteilen, wenn sich andernfalls eine nicht beabsichtig-
te Härte für den Verpflichteten ergäbe und Gründe des öffentlichen Wohls der Befreiung nicht 
entgegenstehen. Insbesondere kann der Abwasserbetrieb Schwerte auf Antrag zulassen, dass 
Grund-, Drainage- und Kühlwasser der Abwasseranlage zugeführt wird. Der Indirekteinleiter hat 
seinem Antrag die vom Abwasserbetrieb Schwerte verlangten Nachweise beizufügen. 

(8) Der Abwasserbetrieb Schwerte kann die notwendigen Maßnahmen ergreifen, um das Einleiten 
oder Einbringen von Abwasser oder Stoffen zu verhindern, das unter Verletzung der Absätze 1 
und 2 erfolgt bzw. das Einleiten von Abwasser zu verhindern, dass die Grenzwerte nach Absatz 3 
nicht einhält. 

(9) Kraftfahrzeuge dürfen nur an dafür vorgesehenen, behördlich abgenommenen Waschplätzen 
gewaschen werden. Die Einleitung von KFZ-Waschwässern, insbesondere in Regenwasserkanäle, 
kann als unbefugte Gewässerverunreinigung strafrechtlich geahndet werden. 
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§ 6 Abscheide- und sonstige Vorbehandlungsanlagen 
(1) Abwasser mit Leichtflüssigkeiten wie Benzin, Benzol, Diesel-, Heiz- oder Schmieröl sowie 

fetthaltiges Abwasser ist vor der Einleitung in die öffentliche Abwasseranlage in entsprechende 
Abscheider einzuleiten und dort zu behandeln. Für fetthaltiges häusliches Abwasser gilt dies je-
doch nur, wenn der Abwasserbetrieb Schwerte im Einzelfall verlangt, dass auch dieses Abwasser 
in entsprechende Abscheider einzuleiten und dort zu behandeln ist. 

(2) Für die Einleitung von Niederschlagswasser kann vom Abwasserbetrieb Schwerte eine Vorbe-
handlung auf dem Grundstück des Anschlussnehmers in einer von ihm zu errichtenden und zu be-
treibenden Abscheide- oder sonstigen Vorbehandlungsanlage angeordnet werden, wenn der Ver-
schmutzungsgrad des Niederschlagswassers für den Abwasserbetrieb Schwerte eine Pflicht zur 
Vorbehandlung auslöst. 

(3) Die Abscheider und sonstigen Vorbehandlungsanlagen und deren Betrieb müssen den einschlägi-
gen technischen und rechtlichen Anforderungen entsprechen. Der Abwasserbetrieb Schwerte kann 
darüber hinausgehende Anforderungen an den Bau, den Betrieb und die Unterhaltung der Ab-
scheider stellen, sofern dies im Einzelfall zum Schutz der öffentlichen Abwasseranlage erforder-
lich ist. 

(4) Das Abscheidegut oder die Stoffe, die bei der Vorbehandlung anfallen, sind in Übereinstimmung 
mit den abfallrechtlichen Vorschriften zu entsorgen und dürfen der öffentlichen Abwasseranlage 
nicht zugeführt werden. 

§ 7 Anschluss- und Benutzungszwang 
(1) Jeder Anschlussberechtigte ist vorbehaltlich der Einschränkungen in dieser Satzung verpflichtet, 

sein Grundstück in Erfüllung der Abwasserüberlassungspflicht nach § 53 Absatz 1c LWG NRW 
an die öffentliche Abwasseranlage anzuschließen, sobald Abwasser auf dem Grundstück anfällt 
(Anschlusszwang). 

(2) Der Anschlussnehmer ist vorbehaltlich der Einschränkungen in dieser Satzung verpflichtet, das 
gesamte auf seinem Grundstück anfallende Abwasser (Schmutzwasser und Niederschlagswasser) 
in die öffentliche Abwasseranlage einzuleiten (Benutzungszwang), um seine Abwasserüberlas-
sungspflicht nach § 53 Absatz 1 c LWG NRW zu erfüllen. 

(3) Ein Anschluss- und Benutzungszwang besteht nicht, wenn die in § 51 Absatz 2 Satz 1 LWG NRW 
genannten Voraussetzungen für in landwirtschaftlichen Betrieben anfallendes Abwasser vorliegen. 
Das Vorliegen dieser Voraussetzungen ist dem Abwasserbetrieb Schwerte nachzuweisen. Unab-
hängig von dieser Voraussetzungen ist das häusliche Abwasser aus landwirtschaftlichen Betrieben 
an die öffentliche Abwasseranlage oder eine behördlich genehmigte Kleinkläranlage anzuschlie-
ßen und dieser zuzuführen. 

(4) Der Anschluss- und Benutzungszwang besteht auch für das Niederschlagswasser. Dieses gilt nicht 
im Falle des § 4 Absatz 4 dieser Satzung.  

(5) In den im Trennsystem entwässerten Bereichen sind das Schmutz- und das Niederschlagswasser 
den jeweils dafür bestimmten Anlagen zuzuführen.  

(6) Bei Neu- und Umbauten muss das Grundstück vor der Benutzung der baulichen Anlage an die 
öffentliche Abwasseranlage angeschlossen sein. Ein Zustimmungsverfahren nach § 11 Absatz 1 
dieser Satzung ist durchzuführen.  

(7) Entsteht das Anschlussrecht erst nach der Errichtung einer baulichen Anlage, so ist das Grund-
stück innerhalb von drei Monaten anzuschließen, nachdem durch öffentliche Bekanntmachung o-
der Mitteilung an den Anschlussberechtigten angezeigt wurde, dass das Grundstück angeschlossen 
werden kann.  
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§ 8 Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang für Schmutzwasser  
(1) Der Grundstückseigentümer kann auf Antrag vom Anschluss- und Benutzungszwang für 

Schmutzwasser ganz oder teilweise befreit werden, wenn ein besonders begründetes Interesse an 
einer anderweitigen Beseitigung oder Verwertung des Schmutzwassers besteht und - insbesondere 
durch Vorlage einer wasserrechtlichen Erlaubnis - nachgewiesen werden kann, dass eine Beein-
trächtigung des Wohls der Allgemeinheit nicht zu besorgen ist.  

(2) Ein besonders begründetes Interesse im Sinne des Absatzes 1 liegt nicht vor, wenn die anderweiti-
ge Beseitigung oder Verwertung des Schmutzwassers lediglich dazu dienen soll, Gebühren zu spa-
ren.  

§ 9 Nutzung des Niederschlagswassers  
Beabsichtigt der Grundstückseigentümer die Nutzung des auf seinem Grundstück anfallenden Nieder-
schlagswassers als Brauchwasser, so hat er dies dem Abwasserbetrieb Schwerte anzuzeigen. Der 
Abwasserbetrieb Schwerte verzichtet in diesem Fall auf die Überlassung des verwendeten Nieder-
schlagswassers gemäß § 53 Absatz (3 a) S. 2 LWG NRW, wenn die ordnungsgemäße Verwendung 
des Niederschlagswassers als Brauchwasser auf dem Grundstück sichergestellt ist.  

§ 10 Ausführung, Lage und Unterhaltung von Grundstücks- und  
Hausanschlussleitungen  

(1) Jedes anzuschließende Grundstück ist unterirdisch mit einer eigenen Anschlussleitung und ohne 
technischen Zusammenhang mit den Nachbargrundstücken an die öffentliche Abwasseranlage an-
zuschließen. In Gebieten mit Mischsystem ist für jedes Grundstück eine Anschlussleitung, in Ge-
bieten mit Trennsystem je eine Anschlussleitung für Schmutz- und für Niederschlagswasser her-
zustellen. Auf Antrag können mehrere Anschlussleitungen verlegt werden. Der Abwasserbetrieb 
Schwerte kann den Nachweis über den ordnungsgemäßen Anschluss an die öffentliche Abwasser-
anlage im Rahmen des Zustimmungsverfahrens nach § 11 dieser Satzung verlangen.  

(2) Wird ein Grundstück nach seinem Anschluss in mehrere selbstständige Grundstücke geteilt, so gilt 
Absatz 1 für jedes der neu entstehenden Grundstücke.  

(3) Der Grundstückseigentümer hat sich gegen Rückstau von Abwasser aus dem öffentlichen Kanal 
zu schützen. Hierzu hat er Ablaufstellen unterhalb der Rückstauebene (Straßenoberfläche) durch 
funktionstüchtige Rückstausicherungen gemäß den allgemein anerkannten Regeln der Technik 
einzubauen und diese regelmäßig zu warten. Zu beachten sind insbesondere Anforderungen bei 
fäkalienhaltigem Abwasser. Die Rückstausicherung muss jederzeit zugänglich sein.  

(4) Bei der Neuerrichtung einer Anschlussleitung auf einem privaten Grundstück hat der Grundstück-
seigentümer als Inspektionsmöglichkeit einen Einsteigschacht mit Zugang für Personal auf seinem 
Grundstück außerhalb des Gebäudes einzubauen. Wird die Anschlussleitung erneuert oder verän-
dert, so hat der Grundstückseigentümer nachträglich einen Einsteigschacht mit Zugang für Perso-
nal auf seinem Grundstück erstmals einzubauen, wenn dieser zuvor nicht eingebaut worden war. 
In Ausnahmefällen kann auf Antrag des Grundstückseigentümers anstatt der Errichtung eines Ein-
steigschachtes mit Zugang für Personal außerhalb des Gebäudes auch eine andere Inspektions-
möglichkeit, insbesondere eine Inspektionsöffnung, zugelassen werden. Die Inspektionsmöglich-
keit muss jederzeit frei zugänglich und zu öffnen sein. Eine Überbauung oder Bepflanzung der In-
spektionsmöglichkeit ist unzulässig.  

(5) Die Anzahl, Führung, lichte Weite und technische Ausführung der Anschlussleitungen bis zur 
Inspektionsmöglichkeit sowie die Lage und Ausführung der Inspektionsmöglichkeit bestimmt der 
Abwasserbetrieb Schwerte.  
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(6) Die Herstellung, Erneuerung und Veränderung sowie die laufende Unterhaltung der haustechni-
schen Abwasseranlagen, der Hausanschlussleitung auf dem anzuschließenden Grundstück und der 
Grundstücksanschlussleitung führt der Grundstückseigentümer auf seine Kosten durch. Die 
Grundstücks- und Hausanschlussleitung sind in Abstimmung mit dem Abwasserbetrieb Schwerte 
zu erstellen. Der Abwasserbetrieb kann verlangen, dass eine nachweislich defekte Anschlusslei-
tung auf Kosten des Anschlussnehmers nach den Regeln der Technik saniert wird.  

(7) Besteht für die Ableitung des Abwassers kein natürliches Gefälle zur öffentlichen Abwasseranla-
ge, so kann der Abwasserbetrieb Schwerte von dem Grundstückseigentümer zur ordnungsgemä-
ßen Entwässerung des Grundstücks den Einbau und den Betrieb einer Hebeanlage verlangen. Die 
Kosten trägt der Grundstückseigentümer.  

(8) Auf Antrag können zwei oder mehrere Grundstücke durch eine gemeinsame Anschlussleitung 
entwässert werden. Die Benutzungs- und Unterhaltungsrechte sind dinglich im Grundbuch abzusi-
chern.  

(9) Werden an Straßen, in denen noch keine öffentliche Abwasseranlage vorhanden ist, Neubauten 
errichtet oder Nutzungen vorgenommen, die einen Abwasseranfall nach sich ziehen, hat der 
Grundstückseigentümer auf seinem Grundstück Anlagen für einen späteren Anschluss in Abstim-
mung mit dem Abwasserbetrieb Schwerte auf seine Kosten vorzubereiten.  

§ 11 Zustimmungsverfahren  
(1) Die Herstellung oder Änderung der Grundstücksentwässerungsanlagen sowie der Anschluss eines 

Grundstückes an die öffentliche Kanalisation bedarf der vorherigen Zustimmung des Abwasserbe-
triebes Schwerte. Dazu ist ein Zustimmungsverfahren bei der Stadtentwässerung Schwerte GmbH 
durchzuführen. Zur Durchführung des Zustimmungsverfahrens sind vom Grundstückseigentümer 
geeignete Antragsunterlagen einzureichen. Art und Umfang der Antragsunterlagen hängen vom 
jeweiligen Vorhaben ab und werden von der Stadtentwässerung Schwerte GmbH bestimmt. Der 
Anschluss an die öffentliche Kanalisation ist rechtzeitig, spätestens jedoch eine Woche vor der 
Durchführung der Anschlussarbeiten zu beantragen.  

(2) Den Abbruch eines mit einem Anschluss versehenen Gebäudes hat der Anschlussnehmer eine 
Woche vor der Außerbetriebnahme des Anschlusses dem Abwasserbetrieb Schwerte mitzuteilen. 
Dieser sichert die Anschlussleitung auf Kosten des Anschlussnehmers.  

§ 12 Zustands- und Funktionsprüfung bei privaten Abwasserleitungen  
(1) Für die Zustands- und Funktionsprüfung bei privater Abwasserleitungen gilt die Verordnung zur 

Selbstüberwachung von Abwasseranlagen (Selbstüberwachungsverordnung Abwasser – SüwVO 
Abw NRW). Private Abwasserleitungen sind gemäß den §§ 60, 61 WHG, § 61 Absatz 1 LWG 
NRW, § 8 Absatz 1 SüwVO Abw NRW  so zu errichten und zu betreiben, dass die Anforderungen 
an die Abwasserbeseitigung eingehalten werden. Hierzu gehört auch die ordnungsgemäße Erfül-
lung der Abwasserüberlassungspflicht nach § 53 Absatz (1 c) LWG NRW gegenüber dem Abwas-
serbetrieb Schwerte. 

(2) Bezüglich der Fristen für die erstmalige Durchführung einer Funktionsprüfung von privaten 
Abwasserleitungen gilt die folgende Regelung:  

a) Nach § 8 Absatz 2 SüwV Abw NRW  hat der Eigentümer des Grundstücks bzw. nach § 8 Ab-
satz 6 SüwVO Abw NRW  der Erbbauberechtigte private Abwasserleitungen, die Schmutz-
wasser führen, unverzüglich nach ihrer Errichtung oder nach ihrer wesentlichen Änderung an-
sonsten prüfen zu lassen. 
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b) Bestehende Abwasserleitungen in Wasserschutzgebieten, die Schmutzwasser führen, sind bis 
zum 31.12.2020 prüfen zu lassen.  

c) Für vor dem 1. Januar 1965 errichtete private Abwasserleitungen, die Schmutzwasser führen 
und Leitungen die zur Fortleitung industriellen oder gewerblichen Abwassers dienen und vor 
dem 1. Januar 1990 errichtet wurden, sind bis zum 31.12.2015 erstmalig eine Funktionsprü-
fung durchzuführen.  

(3) Der Abwasserbetrieb Schwerte ist berechtigt, in begründeten Fällen abweichende Fristen für die 
Funktionsprüfung festzulegen.  

(4) Zustands- und Funktionsprüfungen an privaten Abwasserleitungen dürfen nur durch anerkannte 
Sachkundige gemäß § 12 SüwVO Abw NRW durchgeführt werden. 

(5) Zustands- und Funktionsprüfungen müssen nach § 9 Absatz 1 SüwVO Abw NRW nach den 
allgemein anerkannten Regeln der Technik durchgeführt werden. Nach § 8 Absatz 1 Satz 4 SüwV 
Abw NRW  gelten die DIN 1986 Teil 30 und die DIN EN 1610 als allgemein anerkannte Regeln 
der Technik, soweit die SüwVO Abw NRW keine abweichenden Regelungen trifft.  

(6) Private Abwasserleitungen, die nach dem 01.01.1996 auf Zustand und Funktionstüchtigkeit 
geprüft worden sind, bedürfen nach § 11 SüwVO Abw NRW keiner erneuten Prüfung, sofern Prü-
fung und Prüfbescheinigung den zum Zeitpunkt der Prüfung geltenden Anforderungen entspro-
chen haben. 

(7) Nach § 9 Absatz 2 Satz 1 SüwVO Abw NRW ist das Ergebnis der Zustands- und Funktionsprü-
fung in einer Bescheinigung gemäß Anlage 2 der SüwVO Abw NRW zu dokumentieren. Dabei 
sind der Bescheinigung die in § 9 Absatz 2 Satz 2 SüwAbw NRW  genannten Anlagen beizufü-
gen. Diese Bescheinigung nebst Anlagen ist dem Abwasserbetrieb Schwerte durch den Grund-
stückseigentümer oder Erbbauberechtigten (§ 8 Absatz 2 bzw. Absatz 8 SüwVO Abw NRW) un-
verzüglich nach Erhalt vom Sachkundigen vorzulegen.  

(8) Die Sanierungsnotwendigkeit und der Sanierungszeitpunkt ergeben sich grundsätzlich aus § 10 
Absatz 1 SüwVO Abw NRW. Über mögliche Abweichungen von den Sanierungsfristen in § 10 
Absatz 1 SüwVO Abw NRW  kann der Abwasserbetrieb Schwerte gemäß § 10 Absatz 2 Satz 1 
SüwVO Abw NRW  nach pflichtgemäßem Ermessen im Einzelfall entscheiden. 

§ 13 Indirekteinleiterkataster  
(1) Der Abwasserbetrieb Schwerte führt ein Kataster über Indirekteinleitungen, deren Beschaffenheit 

erheblich vom häuslichen Abwasser abweicht.  

(2) Bei Indirekteinleitungen im Sinne des Absatzes 1 sind dem Abwasserbetrieb Schwerte mit dem 
Antrag nach § 11 Absatz 1 dieser Satzung die Abwasser erzeugenden Betriebsvorgänge zu benen-
nen. Bei bestehenden Anschlüssen hat dies innerhalb von drei Monaten nach Inkrafttreten dieser 
Satzung zu geschehen. Auf Verlangen hat der Indirekteinleiter dem Abwasserbetrieb Schwerte 
Auskunft über die Zusammensetzung des Abwassers, den Abwasseranfall und die Vorbehandlung 
des Abwassers zu erteilen. Soweit es sich um genehmigungspflichtige Indirekteinleitungen im 
Sinne des § 58 WHG und § 59 LWG NRW handelt, genügt in der Regel die Vorlage des Geneh-
migungsbescheides der zuständigen Wasserbehörde.  

§ 14 Abwasseruntersuchungen  
(1) Der Abwasserbetrieb Schwerte ist jederzeit berechtigt, Abwasseruntersuchungen vorzunehmen 

oder vornehmen zu lassen. Er bestimmt die Entnahmestellen sowie Art, Umfang und Turnus der 
Probenahmen.  
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(2) Die Kosten für die Untersuchungen trägt der Anschlussnehmer, falls sich herausstellt, dass ein 
Verstoß gegen die Benutzungsbestimmungen dieser Satzung vorliegt.  

§ 15 Auskunfts- und Nachrichtenpflicht; Betretungsrecht  
(1) Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, dem Abwasserbetrieb Schwerte auf Verlangen die für 

den Vollzug dieser Satzung erforderlichen Auskünfte über Bestand und Zustand der haustechni-
schen Abwasseranlagen und der Hausanschlussleitung zu erteilen.  

(2) Die Anschlussnehmer und die Indirekteinleiter haben den Abwasserbetrieb Schwerte unverzüglich 
zu benachrichtigen, wenn  

a) der Betrieb ihrer haustechnischen Abwasseranlagen durch Umstände beeinträchtigt wird, die 
auf Mängel der öffentlichen Abwasseranlage zurückzuführen sein können (zum Beispiel Ver-
stopfungen von Abwasserleitungen),  

b) Stoffe, die in die öffentliche Abwasseranlage geraten sind oder zu geraten drohen, die den An-
forderungen nach § 5 nicht entsprechen,  

c) sich Art oder Menge des anfallenden Abwassers erheblich ändert,  

d) sich die der Mitteilung nach § 13 Absatz 2 zugrunde liegenden Daten erheblich ändern oder  

e) für ein Grundstück die Voraussetzungen des Anschluss- und Benutzungsrechtes entfallen.  

(3) Bedienstete und Beauftragte des Abwasserbetriebes Schwerte sind berechtigt, die angeschlossenen 
Grundstücke zu betreten, soweit dieses zum Zweck der Erfüllung der dem Abwasserbetrieb 
Schwerte obliegenden Abwasserbeseitigungspflicht oder zum Vollzug dieser Satzung erforderlich 
ist. Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten haben das Betreten von Grundstücken und Räumen 
zu dulden und ungehindert Zutritt zu allen Anlageteilen auf den angeschlossenen Grundstücken zu 
gewähren. Das Betretungsrecht gilt nach § 53 Absatz (4 a) Satz 2 LWG NRW auch für Anlagen 
zur Ableitung von Abwasser, das dem Abwasserbetrieb Schwerte zu überlassen ist. Die Grund-
rechte der Verpflichteten sind zu beachten.  

§ 16 Haftung  
(1) Der Anschlussnehmer und der Indirekteinleiter haben für eine ordnungsgemäße Benutzung der 

haustechnischen Abwasseranlagen nach den Vorschriften dieser Satzung zu sorgen. Sie haften für 
alle Schäden und Nachteile, die dem Abwasserbetrieb Schwerte infolge eines mangelhaften Zu-
standes oder einer satzungswidrigen Benutzung der haustechnischen Abwasseranlagen oder infol-
ge einer satzungswidrigen Benutzung der öffentlichen Abwasseranlage entstehen.  

(2) In gleichem Umfang hat der Ersatzpflichtige den Abwasserbetrieb Schwerte von Ersatzansprüchen 
Dritter freizustellen.  

(3) Der Abwasserbetrieb Schwerte haftet nicht für Schäden, die durch höhere Gewalt hervorgerufen 
werden. Er haftet auch nicht für Schäden, die dadurch entstehen, dass die vorgeschriebenen Rück-
stausicherungen nicht vorhanden sind oder nicht ordnungsgemäß funktionieren.  

§ 17 Berechtigte und Verpflichtete  
(1) Die Rechte und Pflichten, die sich aus der Satzung für Grundstückseigentümer ergeben, gelten 

entsprechend für Erbbauberechtigte und sonstige zur Nutzung des Grundstücks dinglich Berech-
tigte sowie für die Träger der Baulast von Straßen, Wegen und Plätzen innerhalb der im Zusam-
menhang bebauten Ortsteile.  



 

   71 

(2) Darüber hinaus gelten die Pflichten, die sich aus dieser Satzung für die Benutzung der öffentlichen 
Abwasseranlage ergeben, für jeden, der berechtigt oder verpflichtet ist, das auf den angeschlosse-
nen Grundstücken anfallende Abwasser abzuleiten, also insbesondere auch Pächter, Mieter oder 
Untermieter, oder der öffentlichen Abwasseranlage tatsächlich Abwasser zuführt.  

(3) Mehrere Verpflichtete haften als Gesamtschuldner.  

§ 18 Ordnungswidrigkeiten  
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig entgegen  

a) § 5 Absatz 1 und 2 Abwässer oder Stoffe in die öffentliche Abwasseranlage einleitet oder ein-
bringt, deren Einleitung oder Einbringung ausgeschlossen ist.  

b) § 5 Absatz 3 und 4 Abwasser über den zugelassenen Volumenstrom hinaus einleitet oder hin-
sichtlich der Beschaffenheit und der Inhaltsstoffe des Abwassers die Grenzwerte nicht einhält 
oder das Abwasser zur Einhaltung der Grenzwerte verdünnt oder vermischt.  

c) § 5 Absatz 5 Abwasser ohne Einwilligung des Abwasserbetriebes Schwerte auf anderen We-
gen als über die Anschlussleitung eines Grundstückes in die öffentliche Abwasseranlage ein-
leitet.  

d) § 5 Absatz 9 Kraftfahrzeuge an anderen als dafür vorgesehenen, behördlich abgenommenen 
Waschplätzen wäscht.  

e) § 6 Abwasser mit Leichtflüssigkeiten wie Benzin, Benzol, Diesel-, Heiz- oder Schmieröl so-
wie fetthaltiges Abwasser vor der Einleitung in die öffentliche Abwasseranlage nicht in ent-
sprechende Abscheider einleitet oder Abscheider nicht oder nicht ordnungsgemäß einbaut o-
der betreibt oder Abscheidegut nicht in Übereinstimmung mit den abfallrechtlichen Vor-
schriften entsorgt oder Abscheidegut der öffentlichen Abwasseranlage zuführt.  

f) § 7 Absatz 2 das Abwasser nicht in die öffentliche Abwasseranlage einleitet.  

g) § 7 Absatz 5 in den im Trennsystem entwässerten Bereichen das Schmutz- und das Nieder-
schlagswasser nicht den jeweils dafür bestimmten Anlagen zuführt.  

h) § 9 auf seinem Grundstück anfallendes Niederschlagswasser als Brauchwasser nutzt, ohne die-
ses dem Abwasserbetrieb Schwerte angezeigt zu haben.  

i) § 10 Grundstücksentwässerungsanlagen nicht den Anforderungen entsprechend baut, betreibt 
oder unterhält, insbesondere die Inspektionsmöglichkeiten nicht frei zugänglich hält oder einer 
Aufforderung des Abwasserbetriebes Schwerte zur Beseitigung der Mängel nicht nachkommt.  

j) § 11 Absatz 1 den Anschluss an die öffentliche Abwasseranlage ohne vorherige Zustimmung 
des Abwasserbetriebes Schwerte herstellt oder ändert.  

k) § 11 Absatz 2 den Abbruch eines mit einem Anschluss versehenen Gebäudes nicht oder nicht 
rechtzeitig dem Abwasserbetrieb Schwerte mitteilt.  

l) § 12 Abwasserleitungen nicht bei deren Errichtung oder Änderung oder bei bestehenden Ab-
wasserleitungen bis zum 31.12.2020 beziehungsweise 31.12.2015 auf deren Funktion überprü-
fen lässt, die Bescheinigung über das Ergebnis der Zustands- und Funktionsprüfung dem Ab-
wasserbetrieb Schwerte entgegen § 12 Absatz 7 dieser Satzung nicht vorlegt oder entgegen § 
12 Absatz 8 notwendige Sanierungen nicht durchführt. 
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m)  § 13 Absatz 2 dem Abwasserbetrieb Schwerte die Abwasser erzeugenden Betriebsvorgänge 
nicht oder nicht rechtzeitig benennt oder ein entsprechendes Verlangen des Abwasserbetriebes 
Schwerte hin keine oder nur eine unzureichende Auskunft über die Zusammensetzung des 
Abwassers, den Abwasseranfall und die Vorbehandlung des Abwassers erteilt.  

n) § 15 Absatz 3 die Bediensteten des Abwasserbetriebes Schwerte oder die durch den Abwas-
serbetrieb Schwerte Beauftragten mit Berechtigungsausweis daran hindert, zum Zweck der Er-
füllung der gemeindlichen Abwasserbeseitigungspflicht oder zum Vollzug dieser Satzung die 
angeschlossenen Grundstücke zu betreten oder diesem Personenkreis nicht ungehinderten Zu-
tritt zu allen Anlageteilen auf den angeschlossenen Grundstücken gewährt.  

(2) Ordnungswidrig handelt auch, wer unbefugt Arbeiten an den öffentlichen Abwasseranlagen 
vornimmt, Schachtabdeckungen oder Einlaufroste öffnet, Schieber bedient oder in einen Bestand-
teil der öffentlichen Abwasseranlage, etwa einen Abwasserkanal, einsteigt.  

(3) Ordnungswidrigkeiten nach den Absätzen 1 und 2 werden mit einer Geldbuße bis zu 50.000 € 
geahndet.  

§ 19 Inkrafttreten  
Die Entwässerungssatzung des Abwasserbetriebes Schwerte – Anstalt öffentlichen Rechts (AöR) – 
vom  01.04.2014 für die Stadt Schwerte tritt am 01.05.2014 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Entwässe-
rungssatzung des Abwasserbetriebes Schwerte – Anstalt öffentlichen Rechts (AöR) – vom  13.03.2009 
für die Stadt Schwerte einschließlich des II. Nachtrages vom 11.06.2013 außer Kraft.
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- B E K A N N T M A C H U N G S A N O R D N U N G - 

Die vorstehende Entwässerungssatzung des Abwasserbetriebes Schwerte – Anstalt öffentlichen Rechts 
(AöR) – vom 01.04.2014 für die Stadt Schwerte wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemein-
deordnung NRW beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 
nicht durchgeführt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet, 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die verletz-
te Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

Die o. g. Entwässerungssatzung des Abwasserbetriebes Schwerte – Anstalt öffentlichen Rechts  
(AöR) – vom 01.04.2014 für die Stadt Schwerte stimmt mit dem am 24.03.2014 gefassten Beschluss 
des Verwaltungsrates des Abwasserbetriebes Schwerte – Anstalt öffentlichen Rechts (AöR) – überein. 

Ich bestätige, dass gemäß § 7 Absatz 4 und Absatz 6 Buchstabe b der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen i.V. m. § 2 BekanntmVO verfahren worden ist. 

Schwerte, 01.04.2014 

gez. 
Peter Schubert 
Vorsitzender des Verwaltungsrates 

Abwasserbetrieb Schwerte  
- Anstalt öffentlichen Rechts - 
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43. Bekanntmachung 

Satzung des Abwasserbetriebes Schwerte – Anstalt des öffentlichen  
Rechts (AöR) – über die Entsorgung von Grundstücksentwässerungsanlagen  

(Kleinkläranlagen, abflusslose Gruben) vom 01.04.2014 für die Stadt Schwerte 
Aufgrund der 

- §§ 7, 8, 9, 41 und 114a der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.7.1994 (GV.NRW.1994, S. 666),  

- der §§ 60, 61 des Gesetzes zur Ordnung des Wasserhaushalts des Bundes (Wasserhaushaltsge-
setz – WHG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 31.7.2009 (BGBl. I 2009, S. 2585 ff.),  

-  der §§ 51 ff., 53 Absatz (1 e) des Wassergesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (Lan-
deswassergesetz – LWG NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 25.6.1995  
(GV.NRW.1995, S. 926) sowie  

- der Verordnung zur Selbstüberwachung  von Abwasseranlagen (Selbstüberwachungsverord-
nung Abwasser –SüwVO Abw NRW) vom 17.10.2013 (GV.NRW.2013, S. 602)  

in Verbindung mit der Satzung der Stadt Schwerte für das Kommunalunternehmen „Abwasserbe-
trieb Schwerte – Anstalt öffentlichen Rechts (AöR)“ vom 19.02.2009, jeweils in der zur Zeit gül-
tigen Fassung, hat der Verwaltungsrat des Abwasserbetriebes Schwerte, Anstalt öffentlichen 
Rechts (AöR), im Folgenden „Abwasserbetrieb Schwerte“ genannt, in seiner Sitzung am 
24.03.2014 folgende Satzung beschlossen: 

§ 1 Allgemeines  
(1) Der Abwasserbetrieb Schwerte betreibt in seinem Gebiet die Entsorgung der Grundstücksentwäs-

serungsanlagen als öffentliche Einrichtung. Diese bildet eine rechtliche und wirtschaftliche Ein-
heit.  

(2) Der Abwasserbetrieb Schwerte bedient sich der Stadtentwässerung Schwerte GmbH als Erfül-
lungsgehilfe. Die sich aus der Satzung ergebenden Rechte und Pflichten werden durch die Stadt-
entwässerung Schwerte GmbH für den Abwasserbetrieb Schwerte wahrgenommen.  

(3) Grundstücksentwässerungsanlagen im Sinne dieser Satzung sind abflusslose Gruben und Klein-
kläranlagen für häusliches Schmutzwasser.  

(4) Die Entsorgung umfasst die Entleerung der Anlage sowie Abfuhr und Behandlung der Anlagenin-
halte. Zur Durchführung der Entsorgung kann sich der Abwasserbetrieb Schwerte Dritter als Er-
füllungsgehilfen bedienen.  

§ 2 Anschluss- und Benutzungsrecht  
(1) Jeder Eigentümer eines im Gebiet der Stadt Schwerte liegenden Grundstückes ist vorbehaltlich der 

Einschränkungen in dieser Satzung berechtigt, vom Abwasserbetrieb Schwerte die Entsorgung ei-
ner Grundstücksentwässerungsanlage und die Übernahme des Inhaltes zu verlangen (Anschluss- 
und Benutzungsrecht).  



 

   75 

(2) Bei landwirtschaftlichen Betrieben sind Kleinkläranlagen von der Entleerung ausgeschlossen, bei 
denen die Pflicht zum Abfahren und Aufbereiten des anfallenden Klärschlammes auf Antrag des 
Abwasserbetriebes Schwerte von der zuständigen Behörde gemäß § 53 Absatz 4 Satz 2 LWG 
NRW auf den Nutzungsberechtigten des Grundstücks übertragen worden ist. 

§ 3 Begrenzung des Benutzungsrechtes  
(1) Von der Entsorgung im Rahmen dieser Satzung ist Abwasser ausgeschlossen, das aufgrund seiner 

Inhaltsstoffe,  

a) die mit der Entleerung und Abfuhr beschäftigten Mitarbeiter verletzt oder Geräte und Fahr-
zeuge in ihrer Funktion beeinträchtigt oder  

b) das in der öffentlichen Abwasseranlage beschäftige Personal gefährdet oder gesundheitlich 
beeinträchtigt oder  

c) die öffentliche Abwasseranlage in ihrem Bestand angreift oder ihren Betrieb, die Funktionsfä-
higkeit oder die Unterhaltung gefährdet, erschwert, verteuert oder behindert oder  

d) die Klärschlammbehandlung, -beseitigung oder -verwertung beeinträchtigt oder verteuert oder  

e) die Reinigungsprozesse der Abwasseranlage so erheblich stört, dass dadurch die Anforderun-
gen der wasserrechtlichen Einleitungserlaubnis nicht eingehalten werden können.  

(2) Eine Verdünnung oder Vermischung des Abwassers mit dem Ziel, Grenzwerte einzuhalten, darf 
nicht erfolgen.  

§ 4 Anschluss- und Benutzungszwang  
(1) Jeder anschlussberechtigte Grundstückseigentümer ist verpflichtet, die Entsorgung der Grund-

stücksentwässerungsanlage ausschließlich durch den Abwasserbetrieb Schwerte zuzulassen und 
den zu entsorgenden Inhalt dem Abwasserbetrieb Schwerte zu überlassen (Anschluss- und Benut-
zungszwang).  

(2) Der Anschluss- und Benutzungszwang gilt auch für das in landwirtschaftlichen Betrieben anfal-
lende häusliche Abwasser.  

(3) Der Abwasserbetrieb Schwerte kann im Einzelfall den Grundstückseigentümer für das in landwirt-
schaftlichen Betrieben anfallende Abwasser auf Antrag vom Anschluss- und Benutzungszwang 
befreien, wenn die Voraussetzungen des § 51 Absatz 2 Nummer 1 LWG NRW gegeben sind. 
Hierzu muss der Grundstückseigentümer nachweisen, dass das Abwasser im Rahmen der pflan-
zenbedarfsgerechten Düngung auf landwirtschaftlich, forstwirtschaftlich oder gärtnerisch genutz-
ten Böden ohne Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit im Einklang mit den wasserrecht-
lichen, abfallrechtlichen, naturschutzrechtlichen und immissionsschutzrechtlichen Bestimmungen 
aufgebracht wird. Der Nachweis ist erbracht, wenn der Landwirt eine wasserrechtliche, abfall-
rechtliche, naturschutzrechtliche und immissionsschutzrechtliche Unbedenklichkeitsbescheinigung 
der zuständigen Behörden vorlegt.  

§ 5 Ausführung, Betrieb und Unterhaltung der Grundstücksentwässerungsanlage  
(1) Die Grundstücksentwässerungsanlage ist nach den gemäß § 60 WHG und § 57 LWG NRW 

jeweils in Betracht kommenden Regeln der Technik zu bauen, zu betreiben und zu unterhalten. 
Die untere Umweltbehörde ordnet in ihrer Funktion als untere Wasserbehörde bei Bedarf die Sa-
nierung an.  
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(2) Grundstücksentwässerungsanlage und Zuwegung sind so zu bauen, dass die Grundstücksentwäs-
serungsanlagen durch die vom Abwasserbetrieb Schwerte oder von beauftragten Dritten eingesetz-
ten Entsorgungsfahrzeuge mit vertretbarem Aufwand die Entleerung durchführen können. Die 
Grundstücksentwässerungsanlage muss frei zugänglich sein, der Deckel muss durch eine Person 
zu öffnen sein.  

(3) Der Grundstückseigentümer hat Mängel im Sinne des Absatzes 2 nach Aufforderung des Abwas-
serbetriebes Schwerte zu beseitigen und die Grundstücksentwässerungsanlage in einen ordnungs-
gemäßen Zustand zu bringen.  

§ 6 Durchführung der Entsorgung  
(1) Vollbiologische Kleinkläranlagen mit der Bauartzulassung vom Deutschen Institut für Bautechnik 

(DIBt) sind entsprechend den allgemein anerkannten Regeln der Technik bei Bedarf, mindestens 
jedoch im zweijährigen Abstand, zu entleeren, soweit auf der Grundlage des § 57 LWG keine an-
deren Regelungen eingeführt worden sind. Vollbiologische Kleinkläranlagen ohne Bauartzulas-
sung sind je nach Größe und Bedarf in kürzeren Zeitintervallen zu entsorgen, die vom Abwasser-
betrieb Schwerte im Einzelfall festgelegt werden. Der Grundstückseigentümer hat die Entsorgung 
rechtzeitig mündlich oder schriftlich zu beantragen.  

(2) Abflusslose Gruben sind bei Bedarf, mindestens aber einmal im Jahr, zu entleeren. Ein Bedarf 
liegt vor, wenn die abflusslose Grube bis 50 Prozent des nutzbaren Speichervolumens angefüllt ist. 
Ist die abflusslose Grube mit einer Füllstandsanzeige und einer Warnanlage ausgerüstet, so liegt 
ein Bedarf vor, wenn die abflusslose Grube bis auf 80 Prozent des nutzbaren Speichervolumens 
angefüllt ist. Der Grundstückseigentümer hat die Entsorgung rechtzeitig mündlich oder schriftlich 
zu beantragen.  

(3) Auch ohne vorherigen Antrag und außerhalb des Entsorgungsplans kann der Abwasserbetrieb 
Schwerte die Grundstücksentwässerungsanlage entsorgen, wenn besondere Umstände eine Ent-
sorgung erfordern oder die Voraussetzungen für eine Entsorgung vorliegen und ein Antrag auf 
Entsorgung unterbleibt.  

(4) Die Gemeinde bestimmt den genauen Zeitpunkt sowie die Art und Weise der Entsorgung.  

(5) Zum Entsorgungstermin hat der Grundstückseigentümer unter Beachtung der Vorgaben in § 5 
Absatz 2 dieser Satzung die Grundstücksentwässerungsanlage freizulegen und die Zufahrt zu ge-
währleisten.  

(6) Die Grundstücksentwässerungsanlage ist nach der Entleerung unter Beachtung der Betriebsanlei-
tung, der DIN-Vorschriften und der wasserrechtlichen Erlaubnis wieder in Betrieb zu nehmen.  

(7) Der Anlageninhalt geht mit der Übernahme in das Eigentum des Abwasserbetriebes Schwerte 
über. Der Abwasserbetrieb Schwerte ist nicht verpflichtet, darin nach verlorenen Gegenständen zu 
suchen oder suchen zu lassen. Werden Wertgegenstände gefunden, sind sie als Fundsache zu be-
handeln.  

§ 7 Anmeldung und Auskunftspflicht  
(1) Der Grundstückseigentümer hat dem Abwasserbetrieb Schwerte das Vorhandensein von Klein-

kläranlagen und abflusslosen Gruben anzuzeigen. Die für die Genehmigung einer derartigen An-
lage vorhandenen baurechtlichen und wasserrechtlichen Vorschriften bleiben unberührt.  

(2) Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, über § 7 dieser Satzung hinaus dem Abwasserbetrieb 
Schwerte alle zur Durchführung dieser Satzung erforderlichen Auskünfte zu erteilen.  
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(3) Erfolgt ein Eigentümerwechsel bei dem Grundstück, so sind sowohl der bisherige als auch der 
neue Eigentümer verpflichtet, den Abwasserbetrieb Schwerte unverzüglich schriftlich zu benach-
richtigen.  

§ 8 Überwachung der Grundstücksentwässerungsanlagen und Betretungsrecht  
(1) Im Rahmen der Überwachungspflicht für Kleinkläranlagen nach § 53 Absatz 1 Satz 2 Nummer 6 

LWG NRW überprüft der Abwasserbetrieb Schwerte durch regelmäßige Kontrollen den ord-
nungsgemäßen Zustand der Kleinkläranlagen. Sie kann sich zur Erfüllung dieser Pflicht nach § 53 
Absatz 1 Satz 3 LWG NRW Dritter bedienen.  

(2) Den Beauftragten des Abwasserbetriebes Schwerte ist zur Prüfung, ob die Vorschriften dieser 
Satzung befolgt werden und ob der Zustand der Kleinkläranlagen ordnungsgemäß ist, ungehinder-
ten Zutritt zu den in Frage kommenden Teilen des Grundstücks und der Grundstücksentwässe-
rungsanlage zu gewähren. Die Beauftragten haben sich auf Verlangen durch einen vom Abwas-
serbetrieb Schwerte ausgestellten Dienstausweis auszuweisen.  

(3) Der Grundstückseigentümer hat das Betreten und Befahren seines Grundstücks zum Zwecke der 
Entsorgung zu dulden.  

§9 Zustands- und Funktionsprüfung bei privaten Abwasserleitungen  
(1) Für die Zustands- und Funktionsprüfung bei privaten Abwasserleitungen, die Schmutzwasser 

privaten Grundstücksentwässerungsanlagen (Kleinkläranlage, abflusslose Grube) zuleiten gilt die 
Verordnung zur Selbstüberwachung von Abwasseranlagen (Selbstüberwachungsverordnung Ab-
wasser – SüwVO Abw NRW). Private Abwasserleitungen sind gemäß den §§ 60, 61 WHG, § 61 
Absatz 1 LWG NRW, § 8 Absatz 1 SüwVO Abw NRW so zu errichten und zu betreiben, dass die 
Anforderungen an die Abwasserbeseitigung eingehalten werden. Hierzu gehört auch die ord-
nungsgemäße Erfüllung der Abwasserüberlassungspflicht nach § 53 Absatz (1 c) LWG NRW ge-
genüber dem Abwasserbetrieb Schwerte. 

(2) Bezüglich der Fristen für die erstmalige Durchführung einer Funktionsprüfung von privaten 
Abwasserleitungen gilt die folgende Regelung:  

a) Nach § 8 Absatz 2 SüwVO Abw NRW hat der Eigentümer des Grundstücks bzw. nach § 8 
Absatz 6 SüwVO Abw NRW der Erbbauberechtigte private Abwasserleitungen, die 
Schmutzwasser führen, unverzüglich nach ihrer Errichtung oder nach ihrer wesentlichen Än-
derung prüfen zu lassen. 

b) Bestehende Abwasserleitungen in Wasserschutzgebieten, die Schmutzwasser führen, sind bis 
zum 31.12.2020 prüfen zu lassen. Für vor dem 1. Januar 1965 errichtete private Abwasserlei-
tungen, die Schmutzwasser führen und Leitungen, die zur Fortleitung industriellen oder ge-
werblichen Abwassers dienen und vor dem 1. Januar 1990 errichtet wurden, sind bis zum 
31.12.2015 erstmalig eine Funktionsprüfung durchzuführen.  

(3) Der Abwasserbetrieb Schwerte ist berechtigt, in begründeten Fällen abweichende Fristen für die 
Funktionsprüfung festzulegen.  

(4) Zustands- und Funktionsprüfungen an privaten Abwasserleitungen dürfen nur durch anerkannte 
Sachkundige gemäß § 12 SüwVO Abw NRW durchgeführt werden. 

(5) Zustands- und Funktionsprüfungen müssen nach § 9 Absatz 1 SüwVO Abw NRW nach den 
allgemein anerkannten Regeln der Technik durchgeführt werden. Nach § 8 Absatz 1 Satz 4 
SüwVO Abw NRW gelten die DIN 1986 Teil 30 und die DIN EN 1610 als allgemein anerkannte 
Regeln der Technik, soweit die SüwVO Abw NRW keine abweichenden Regelungen trifft.  
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(6) Private Abwasserleitungen, die nach dem 01.01.1996 auf Zustand und Funktionstüchtigkeit 
geprüft worden sind, bedürfen nach § 11 SüwVO Abw NRW keiner erneuten Prüfung, sofern Prü-
fung und Prüfbescheinigung den zum Zeitpunkt der Prüfung geltenden Anforderungen entspro-
chen haben. 

(7) Nach § 9 Absatz 2 Satz 1 SüwVO Abw NRW ist das Ergebnis der Zustands- und Funktionsprü-
fung in einer Bescheinigung gemäß Anlage 2 der SüwVO Abw NRW zu dokumentieren. Dabei 
sind der Bescheinigung die in § 9 Absatz 2 Satz 2 SüwVO Abw NRW genannten Anlagen beizu-
fügen. Diese Bescheinigung nebst Anlagen ist dem Abwasserbetrieb Schwerte durch den Grund-
stückseigentümer oder Erbbauberechtigten (§ 8 Absatz 2 bzw. Absatz 8 SüwVO Abw NRW) un-
verzüglich nach Erhalt vom Sachkundigen vorzulegen.  

(8) Die Sanierungsnotwendigkeit und der Sanierungszeitpunkt ergeben sich grundsätzlich aus § 10 
Absatz 1 SüwVO Abw NRW. Über mögliche Abweichungen von den Sanierungsfristen in § 10 
Absatz 1 SüwVO Abw NRW kann die Stadt bzw. Gemeinde gemäß § 10 Absatz 2 Satz 1 SüwVO 
Abw NRW nach pflichtgemäßen Ermessen im Einzelfall entscheiden. 

§ 10 Haftung  
(1) Der Grundstückseigentümer haftet für Schäden in Folge mangelhaften Zustandes oder unsachge-

mäßer Benutzung seiner Grundstücksentwässerungsanlage oder Zuwegung. In gleichem Umfang 
hat er den Abwasserbetrieb Schwerte von Ersatzansprüchen Dritter freizustellen, die wegen sol-
cher Schäden geltend gemacht werden.  

(2) Kommt der Grundstückseigentümer seinen Verpflichtungen aus dieser Satzung nicht oder nicht 
ausreichend nach und ergeben sich hieraus Mehraufwendungen, ist er zum Ersatz verpflichtet.  

(3) Kann die in der Satzung vorgesehene Entsorgung wegen höherer Gewalt nicht oder nicht rechtzei-
tig durchgeführt werden, hat der Grundstückseigentümer keinen Anspruch auf Schadensersatz o-
der Ermäßigung der Benutzungsgebühr. Im Übrigen haftet der Abwasserbetrieb Schwerte im 
Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen.  

§ 11 Benutzungsgebühren  
Für die Entsorgung der Grundstücksentwässerungsanlagen werden Benutzungsgebühren auf der 
Grundlage der jeweils geltenden Fassung der Gebührensatzung des Abwasserbetriebes Schwerte - 
Anstalt öffentlichen Rechts (AöR) - für die Entwässerung der Grundstücke in der Stadt Schwerte 
(Entwässerungsgebührensatzung) erhoben.  

§ 12 Berechtigte und Verpflichtete  
Die sich aus dieser Satzung für den Grundstückseigentümer ergebenden Rechte und Pflichten gelten 
entsprechend auch für Wohnungseigentümer, Erbbauberechtigte und sonstige zur Nutzung des Grund-
stücks dinglich Berechtigte. Die sich aus den §§ 3, 4, 5, 6 sowie 8 und 9 ergebenden Pflichten gelten 
auch für jeden schuldrechtlich zur Nutzung Berechtigten sowie jeden tatsächlichen Benutzer. 

§ 13 Ordnungswidrigkeiten  
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig  

a) Abwasser einleitet, das nicht den Anforderungen des § 3 entspricht,  

b) entgegen § 4 sich nicht an die Entsorgung anschließt oder sie nicht benutzt,  
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c) Grundstücksentwässerungsanlagen nicht den Anforderungen des § 5 Absatz 2 entsprechend 
baut, betreibt oder unterhält oder einer Aufforderung der Gemeinde nach § 5 Absatz 3 zur Be-
seitigung der Mängel nicht nachkommt,  

d) entgegen § 6 Absatz 1 und 2 die Entleerung nicht oder nicht rechtzeitig beantragt,  

e) entgegen § 6 Absatz 5 die Grundstücksentwässerungsanlage nicht freilegt oder die Zufahrt 
nicht gewährleistet,  

f) entgegen § 6 Absatz 6 die Grundstücksentwässerungsanlage nicht wieder in Betrieb nimmt,  

g) einer Auskunftspflicht nach § 7 Absatz 2 und 3 sowie § 8 Absatz 1 nicht nachkommt,  

h) entgegen § 8 Absatz 2 den Zutritt nicht gewährt,  

i) entgegen § 8 Absatz 3 das Betreten und Befahren seines Grundstücks nicht duldet, 

j) entgegen § 9 Absatz 6 die Bescheinigung über das Ergebnis der Zustands- und Funktionsprü-
fung dem Abwasserbetrieb Schwerte nicht vorlegt oder entgegen § 12 Absatz 8 notwendige 
Sanierungen nicht durchführt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße von bis zu 50.000 € geahndet werden.  

§ 14 Begriff des Grundstücks  
Grundstück im Sinne dieser Satzung ist unabhängig von der Eintragung im Grundbuch jeder zusam-
menhängende Grundbesitz, der eine selbstständige wirtschaftliche Einheit bildet.  

§ 15 Inkrafttreten  
Die Satzung des Abwasserbetriebes Schwerte – Anstalt öffentlichen Rechts (AöR) – über die Entsor-
gung von Grundstücksentwässerungsanlagen (Kleinkläranlagen, abflusslose Gruben) vom 01.04.2014 
für die Stadt Schwerte tritt am  01.05.2014  in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung des Abwasserbe-
triebes Schwerte – Anstalt öffentlichen Rechts (AöR) – über die Entsorgung von Grundstücksentwäs-
serungsanlagen (Kleinkläranlagen, abflusslose Gruben) vom 13.03.2009 für die Stadt Schwerte 
einschließlich des I. Nachtrages vom 14.12.2010 außer Kraft.
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- B E K A N N T M A C H U N G S A N O R D N U N G - 

Die vorstehende Satzung des Abwasserbetriebes Schwerte – Anstalt des öffentlichen Rechts (AöR) –  
über die Entsorgung von Grundstücksentwässerungsanlagen (Kleinkläranlagen, abflusslose Gruben) 
vom 01.04.2014 für die Stadt Schwerte wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemein-
deordnung NRW beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 
nicht durchgeführt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet, 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die verletz-
te Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

Die o. g. Satzung des Abwasserbetriebes Schwerte – Anstalt des öffentlichen Rechts (AöR) – über die 
Entsorgung von Grundstücksentwässerungsanlagen (Kleinkläranlagen, abflusslose Gruben) vom 
01.04.2014 für die Stadt Schwerte stimmt mit dem am 24.03.2014 gefassten Beschluss des Verwal-
tungsrates des Abwasserbetriebes Schwerte – Anstalt öffentlichen Rechts (AöR) – überein. 

Ich bestätige, dass gemäß § 7 Absatz 4 und Absatz 6 Buchstabe b der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen i.V. m. § 2 BekanntmVO verfahren worden ist. 

Schwerte, 01.04.2014 

gez. 
Peter Schubert 
Vorsitzender des Verwaltungsrates 

Abwasserbetrieb Schwerte  
- Anstalt öffentlichen Rechts - 
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44. Bekanntmachung 

Umsetzung der EU-Umgebungslärm-Richtlinie in Schwerte 
Lärmaktionsplan Stufe 2 

Der Rat der Stadt Schwerte hat in seiner Sitzung am 02.04.2014 beschlossen: 

„1. Dem Lärmaktionsplan (Stufe 2) der Stadt Schwerte wird auf Grundlage des § 47 d BIm-
SchG in der derzeit gültigen Fassung und des RdErl. d. Ministeriums für Umwelt und Natur-
schutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz vom 7.2.2008 zugestimmt.  

2. Die Verwaltung wird ermächtigt, die einzelnen anstehenden Maßnahmen unter Berück-
sichtigung der zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel mit unterschiedlichen zeitlichen 
Prioritäten zu versehen. 
Der zuständige Ausschuss des Rates der Stadt Schwerte wird regelmäßig über die geplanten 
und durchgeführten Maßnahmen informiert.“ 

Die EU-Umgebungslärmrichtlinie verpflichtet die Mitgliedsstaaten der EU, Lärmkarten und 
Lärmaktionspläne für Hauptstrecken des Straßen- und Schienenverkehrs, für Großflughäfen 
und Ballungsräume zu erstellen sowie strategische Ansätze für die Gesamtstadt zu entwi-
ckeln.  

Lärmaktionspläne sind bei bedeutsamen Entwicklungen für die Lärmsituation, ansonsten 
jedoch alle fünf Jahre nach dem Zeitpunkt ihrer Aufstellung, zu überprüfen und erforderli-
chenfalls zu überarbeiten. 

Die Informationen stehen auf der Internetseite www.schwerte.de  unter der Rubrik Rathaus / 
Verwaltung / Organisationsstruktur / Fachdienst 2 / Demographie und Stadtplanung / Lärmak-
tionsplan. 

Vorstehendes wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

Az.: 61-70-31/1  

Schwerte, 08.04.2014 
Der Bürgermeister 

gez. 
Böckelühr

http://www.schwerte.de/
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45. Bekanntmachung 

Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 177 der Stadt Schwerte “Holzstraße”  
- Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Absatz 1 BauGB 

In seiner Sitzung am 20.03.2014 hat der Ausschuss für Demographie, Stadtentwicklung und Umwelt 
des Rates der Stadt Schwerte auf der Grundlage des Baugesetzbuches (BauGB) in der zurzeit gültigen 
Fassung beschlossen: 

“Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit in Form einer Abendveranstaltung mit anschließendem 
14-tägigen Aushang nach § 3 Absatz 1 und der Behörden nach § 4 Absatz 1 BauGB ist anhand des 
städtebaulichen Entwurfs durchzuführen.“ 

Der aufzustellende Bebauungsplan liegt im nordwestlichen Bereich des Ortsteils Wandhofen, siehe 
Übersichtsplan auf Seite 83. 

Die Entwicklung dieser neuen Wohnbaufläche soll den Ortsteil Wandhofen an seinem nordwestlichen 
Ende abrunden und eine klare Abgrenzung zum Außenbereich bilden. Die Bebauung soll unter 
besonderer Berücksichtigung der Aspekte des Klimaschutzes entwickelt werden.  

Mit der frühzeitigen Bürgerbeteiligung sollen die Bürgerinnen und Bürger über die allgemeinen Ziele 
und Zwecke der Planung, die Neugestaltung des Gebietes und die voraussichtlichen Auswirkungen der 
Planung unterrichtet werden und Gelegenheit zur Erörterung erhalten. 

Dazu lädt die Stadt Schwerte zu einer Bürgerversammlung am 

Dienstag, 13.05.2014, um 19.00 Uhr 

in den Konferenzraum der Stadtwerke Schwerte GmbH, 

Liethstraße 32-36, 

58239 Schwerte 

ein. Anschließend liegen die Planunterlagen bis einschließlich 27.05.2014 während folgender Zeiten: 

montags – donnerstags      von 8.00 – 16.00 Uhr 
freitags                               von 8.00 – 12.00 Uhr 

im Bereich Demographie und Stadtplanung, Rathaus I, Ebene 4, Rathausstraße 31 zu jedermanns 
Einsicht öffentlich aus. 

Zusätzlich stehen  Informationen auf der Internetseite www.schwerte.de unter der Rubrik Rathaus / 
Verwaltung / Organisationsstruktur / Fachdienst 2 / Demographie und Stadtplanung. 

Vorstehendes wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

61-26-03/177 
Schwerte, 08.04.2014 

Der Bürgermeister 

gez. 
Böckelühr 

http://www.schwerte.de/
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46. Bekanntmachung 

Bekanntmachung der zugelassenen Wahlvorschläge für die Wahl der Bürger-
meisterin/des Bürgermeisters und der Vertretung der Stadt Schwerte  

am 25. Mai 2014 
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47. Bekanntmachung 

Bekanntmachung der zugelassenen Wahlvorschläge für die Wahl des  
Integrationsrates der Stadt Schwerte am 25. Mai 2014 
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48. Bekanntmachung 

Bekanntmachung der Einziehung einer Teilfläche der Straße „Am Ostentor“ 
Die Stadt Schwerte zieht gemäß § 7 Straßen- und Wegegesetz des Landes Nordrhein-Westfalen 
(StrWG NRW) vom 23.09.1995 (GV NRW S. 1028/SGV NRW 91) in der zurzeit geltenden Fassung 
eine Teilfläche der Straße 

„Am Ostentor“ 
Grundstück Gemarkung Schwerte, Flur 23, Flurstück 1056 tlw., 

entsprechend dem beigefügten Geo-Datenauszug ein, da sie als Böschungsfläche keine Verkehrsbe-
deutung mehr hat. 

Die Absicht der Einziehung wurde im Amtsblatt der Stadt Schwerte Nr. 13 aus 2013 öffentlich 
bekanntgemacht. Es sind keine Einwendungen erhoben worden. 

Rechtsmittelbelehrung: 

Gegen die Einziehung kann innerhalb eines Monats nach der Bekanntmachung Klage beim Verwal-
tungsgericht in Gelsenkirchen, Bahnhofsvorplatz 3, 45879 Gelsenkirchen, schriftlich oder zur Nieder-
schrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle erhoben werden. Die Klage kann auch in elektroni-
scher Form nach Maßgabe der Verordnung über den elektronischen Rechtsverkehr bei den Verwal-
tungsgerichten und den Finanzgerichten im Lande Nordrhein-Westfalen – ERVVO VG/FG – vom 
07.11.2012 (GV.NRW. Seite 548) eingereicht werden.  

Die Klage muss den Kläger, den Beklagten und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen. Sie 
soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel 
sollen angegeben werden. Der Klage nebst Anlagen sollen so viele Abschriften beigefügt werden, dass 
alle Beteiligten eine Ausfertigung enthalten können.  

Falls die Frist durch das Verschulden eines Bevollmächtigten versäumt werden sollte, so würde das 
Verschulden dem Kläger zugerechnet werden. 

Az. 63/60-10-07/147 

Schwerte, 05.03.2014 

Stadt Schwerte – Hansestadt an der Ruhr 
als Straßenbaubehörde 
Der Bürgermeister 

gez. 
Böckelühr 
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49. Bekanntmachung 

VI. Nachtrag vom 07.04.2014 zur Satzung der Stadt Schwerte über den Kultur- 
und Weiterbildungsbetrieb in der Rechtsform der Anstalt des öffentlichen Rechts 

vom 02.09.2002 
Aufgrund der §§ 7 Absatz 1 Satz 1, 114a Absatz 2 Satz 1 der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 
666), in der zur Zeit der Beschlussfassung gültigen Fassung, hat der Rat der Stadt Schwerte in seiner 
Sitzung am 02.04.2014 den folgenden VI. Nachtrag zur Satzung der Stadt Schwerte über den Kultur- 
und Weiterbildungsbetrieb in der Rechtsform der Anstalt des öffentlichen Rechts vom 02.09.2002 
beschlossen: 

§1 
§ 2 Absatz 1 wird um folgenden Satz 2 ergänzt: 

„Die Anstalt kann den Betrieb des Museums einer rechtsfähigen Stiftung des bürgerlichen Rechts 
übertragen und in diesem Rahmen Zuwendungen gewähren oder Zustiftungen leisten.“ 

§ 2 
In § 2 Absatz 5 wird das Wort „Gesellschaften“ durch „Einrichtungen“ ersetzt. 

§ 3 
§ 6 Absatz 3 Buchstabe b) wird ergänzt um die Worte „und Einrichtungen“. 

§ 4 
§ 8 Absatz 1 Buchstabe c) wird ergänzt um die Worte „und Einrichtungen“. 

§ 5 
Der VI. Nachtrag zur Satzung tritt am Tage nach der Bekanntmachung in Kraft.
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- BEKANNTMACHUNGSANORDNUNG - 

Der vorstehende VI. Nachtrag vom 07.04.2014 zur Satzung der Stadt Schwerte über den Kultur- und 
Weiterbildungsbetrieb in der Rechtsform der Anstalt des öffentlichen Rechts vom 02.09.2002 wird 
hiermit öffentlich bekannt gemacht.  

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemein-
deordnung NRW beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 
nicht durchgeführt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet, 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die verletz-
te Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

Der o. g. VI. Nachtrag vom 07.04.2014 zur Satzung der Stadt Schwerte über den Kultur- und Weiter-
bildungsbetrieb in der Rechtsform der Anstalt des öffentlichen Rechts vom 02.09.2002 stimmt mit 
dem am 02.04.2014 gefassten Beschluss des Rates überein. 

Ich bestätige, dass gemäß § 7 Absatz 4 und Absatz 6 Buchstabe b der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen i.V.m. § 2 BekanntmVO verfahren worden ist. 

Schwerte, 07.04.2014 

gez.  
Böckelühr 
Bürgermeister 
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50. Bekanntmachung 

Einladung zur Jagdgenossenschaftsversammlung 
der Jagdgenossenschaft Ergste I und Ergste II 

Die Grundstückseigentümer des gemeinschaftlichen Jagdbezirkes Ergste I und Ergste II werden 
hiermit zu der Jagdgenossenschaftsversammlung am  

Dienstag, den 06.05.2014, 19.00 Uhr  

im Landgasthof Linneweber, 

Bürenbruch 30, 58239 Schwerte 

eingeladen. 

Tagesordnung: 

1) Beratung und Beschlussfassung über Verlängerung und Änderung der Jagdpachtverträge 

2) Verschiedenes 

Ergste, den 31.03.2014 
Jagdgenossenschaft Ergste I und II 

gez.  
Dietrich Junge 
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